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Sehr geehrter Herr Minister,

in ihrer Sitzung in vereinigten Sektionen vom 13. September 2001 hat die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle (SKSK) eine Klage in Bezug auf sprachliche Fehler in einer von einem Gerichtsvollzieher in deutscher Sprache abgefassten und für einen deutschsprachigen Einwohner Eupens bestimmten Urkunde untersucht.

*

*      *

Aus dem der Klage beigefügten Dokument geht hervor, dass es sich um eine Gerichtsvollzieherurkunde handelt, die dem betreffenden Deutschsprachigen zugestellt wurde.

*

*      *

Die durch KE vom 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (KSG) finden Anwendung auf verwaltungsbezogene Handlungen der rechtsprechenden Gewalt, ihrer Mitarbeiter und der Schulbehörden (Artikel 1  1 Nr. 4 der KSG).

Die Zustellung einer Gerichtsvollzieherurkunde ist eine gerichtliche Handlung, die in Bezug auf den Sprachengebrauch jedoch unter das Gesetz vom 15. Juni 1935 über den Sprachengebrauch in Gerichtsangelegenheiten fällt.

Die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle kann sich zu dieser Klage daher nicht äußern.

Außerdem - und allgemeiner gesehen - ist die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle unbefugt, sich über die Qualität der Sprache zu äußern.

Eine Abschrift des vorliegenden Gutachtens ergeht an den Kläger.

Mit vorzüglicher Hochachtung



Der Vorsitzende



A. VAN CAUWELAERT-DE WYELS


